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Jedes Schreiben 
der Steuerverwal-
tung ist genau zu 
prüfen  
 

Das Bundesverwaltungs-
gericht fällte in August 
2018 ein Urteil, wonach 
die steuerpflichtigen Un-
ternehmen nicht nur für 
die vollständige und kor-
rekte Mehrwertsteuerab-
rechnung verantwortlich 
sind, sondern neu auch 
für fehlerhafte Schrei-
ben der Eidg. Steuerver-
waltung. 

Konkret ging es um das 
Schreiben der Steuerver-
waltung mit einem fal-
schen Saldosteuersatz an 
ein Unternehmen, das 
basierend darauf seine 
Mehrwertsteuer abrech-
nete.  

Im Schreiben an das Un-
ternehmen wurde mitge-
teilt, dass << auf Basis 
der uns zur Verfügung 
stehenden Unterlagen 
(Stand 11. Dezember 
2009) haben wir für Ihr 
Unternehmen den neuen 
Saldosteuersatz (SSS) 
wie folgt eingeteilt: 

• Ihr bisheriger SSS: 
3,5 %  

• Ihr neuer SSS: 
1,2 %. >> 

 

 

 

 

 

Dem Schreiben konnte 
nicht entnommen werden, 
welcher Tätigkeit das Un-
ternehmen neu zugeteilt 
wurde und es fehlte eine 
Begründung der Neuzutei-
lung. Im Schreiben hielt die 
Steuerverwaltung fest, 
dass sie nicht immer in der 
Lage sei, eine eindeutige 
Zuteilung vorzunehmen, 
weshalb die mitgeteilte Zu-
teilung Fehler enthalten 
könne und der Empfänger 
wurde aufgefordert, die 
Zuteilung mit Hilfe der bei-
gelegten Verordnung zu 
prüfen. 

Das Unternehmen rechnete 
nach dem Schreiben die 
Mehrwertsteuer mit dem 
SSS von 1.2% ab. 

Die Steuerverwaltung ver-
langte nach einer Prüfung 
die Differenz von CHF 
50'000 als Nachbelastung 
zurück. Dagegen erhob das 
Unternehmen Einspruch. 

Das Gericht begründete 
seinen Entscheid zuguns-
ten der Steuerverwaltung 
damit, dass das Schreiben 
nur ein Informationsschrei-
ben sei, das die Steuer-
pflichtigen darauf aufmerk-
sam machen soll, dass mit 
der Einführung des totalre-
vidierten MWSTG zum Teil 
neue SSS festgelegt wor-
den sind und einzelne 

 

 

 

 

Steuerpflichtige per 2010 
möglicherweise nach 
neuen SSS abzurechnen 
haben. Weil die ESTV das 
Schreiben vom Dezember 
2009 ausdrücklich unter 
Vorbehalt gestellt hat, 
kann es nach Auffassung 
des Bundesverwaltungsge-
richts auch nicht eine Ver-
trauensgrundlage bilden.  

Fazit: Jedes Schreiben der 
Eidg. Steuerverwaltung 
muss neu auf dessen Rich-
tigkeit durch den Steuer-
pflichtigen geprüft werden. 
(Quelle: BGE A-2323/2018 
vom 13.8.2018)  
 
 
Wann muss ein 
Einzelunternehmen 
ins Handelsregister 
eingetragen 
werden? 
 

Einzelunternehmen müs-
sen sich ins Handelsregis-
ter eintragen, wenn der 
Umsatz grösser als CHF 
100'000 ist und sie einem 
kaufmännischen Gewerbe 
nachgehen. Nicht eintrags-
pflichtig sind die sog. 
Freien Berufe wie Ärzte 
usw. 

Verletzt ein Unternehmer 
die Eintragungspflicht, 
muss er mit einer Busse 

 

 

 

 

 



 

 

 

rechnen und muss für 
den Schaden, den er ver-
ursacht hat, aufkommen. 

Einzelunternehmen müs-
sen regelmässig prüfen, 
ob sie sich nicht eintra-
gen müssen. Falls sie be-
reits einen Handelsregis-
tereintrag haben, sind 
mögliche Änderungen 
umgehend dem Amt zu 
melden.  
 
 
Freistellungen 
sind nicht 
widerrufbar 
 
Ein Anlageberater kün-
digte unter Einhaltung 
der sechsmonatigen 
Frist. Sein Vorgesetzter 
schickte ihn daraufhin 
nach Hause und nahm 
ihm Badge, Mobiltelefon 
und Laptop ab. Seine ge-
schäftlichen E-Mails wur-
den an den Vorgesetzten 
weitergeleitet und er in-
formierte die übrigen Mit-
arbeiter, dass sie nun 
seine Kunden betreuen 
müssten. 

Nach einem Monat for-
derte der Vorgesetzte 
den Anlageberater auf, 
bis zum Ablauf der Kün-
digungsfrist wieder zu ar-
beiten. Dieser lehnte ab 
und klagte beim Arbeits-
gericht Zürich. Er bekam 
Recht, da er von einer 
unwiderruflichen Frei-
stellung ausgehen 
konnte. (Quelle: Arbeits-
gericht Zürich, AH 14190 
vom 14. Juni 2016)  
 
 
 
 
 

 

 

 

Übermässige 
Bindung von 
Aktionärsbindungs-
verträgen 
 

Das Bundesgericht hatte 
eine Klage eines Aktionärs 
zu beurteilen, der sich mit 
seinem Aktionärsbindungs-
vertrag übermässig gebun-
den fühlte. 

Aktionärsbindungsverträge 
verpflichten die Aktionäre 
untereinander. Themen 
wie Stimmbindung, Beteili-
gungsverhältnisse, Über-
tragungsregeln und Aus-
schüttungspolitik werden 
darin bestimmt. Oft sind äl-
tere Aktionärsbindungsver-
träge auf unbefristete 
Dauer und unkündbar 
formuliert, was die Frage 
nach einer übermässigen 
Bindung des Vertrags auf-
wirft. 

Das Bundesgericht be-
tonte, dass ein Verstoss 
gegen die übermässige 
Bindung eines Vertrages 
nur sehr zurückhaltend an-
zunehmen sei. Denn ein 
Vertrag sei nur dann über-
mässig bindend, wenn sie 
den Verpflichteten 

- der Willkür eines ande-
ren ausliefere 

- seine wirtschaftliche 
Freiheit aufhebe oder 

- in seiner wirtschaftli-
chen Existenz gefährde. 

Eine unbefristet oder sehr 
lange Vertragsbindung sei 
durchaus erlaubt, wenn sie 
mit der Aktionärseigen- 

 

 

 

 

 

 

 

schaft untrennbar ver-
knüpft sei und diese zu 
gängigen Bedingungen 
aufgegeben werden könne, 
wie zum Beispiel der Ver-
kauf der eigenen Aktien zu 
einem fairen Preis. 

Im konkreten Fall ver-
pflichtete die Aktiengesell-
schaft des Klägers das Un-
ternehmen zu Ausschüt-
tungen an nicht operativ 
tätige Aktionäre in über-
höhtem Masse. Damit er-
schwerte der Aktionär der 
„alten“ Generation eine 
Geschäftsübernahme und 
die Nachfolgereglung. Der 
Vertrag schränke die Frei-
heiten übermässig ein, 
fand das Bundesgericht 
und erklärte, dass der Ver-
trag per sofort ungültig sei. 
(Quelle: BGE 4A_45/2017 
vom 27.6.17)  

 
 
Digitale Signatur 
weiterhin nötig 
 
In der Schweiz ist das An-
bringen einer elektroni-
schen Signatur auf elektro-
nischen Rechnungen auf-
grund der Beweismittelfrei-
heit im Mehrwertsteuer-
recht nicht mehr zwin-
gend notwendig. Das 
heisst, dass Rechnungs-
Belege digital archiviert 
und die Originale vernich-
tet werden können.  

Gemäss einem Bundesge-
richtsentscheid von 2004 
kann aber aus dem Ergeb-
nis, dass eine Buchhaltung 
bei der Mehrwertsteuer- 
 
 
 
 
 



 

 

 

prüfung für ordentlich 
befunden wurde, nicht 
abgeleitet werden, dass 
die direkte Bundessteuer 
auch diese Meinung ver-
treten muss. Das bedeu-
tet, dass andere Ämter 
wie Steuerbehörden oder 
Sozialversicherungen 
nicht die gleiche offene 
Meinung bezüglich elekt-
ronischer Archivierung 
vertreten müssen wie die 
MwSt–Behörde. Die Ge-
schäftsbücher-Verord-
nung verlangt weiterhin 
eine digitale Signatur, 
was die elektronische Ar-
chivierung von Belegen 
erschwert. Ein Gerichts-
entscheid oder eine neue 
Verordnung fehlt bis an-
hin.  
 
 
Kein Geld zurück 
bei Internet- und 
Telefonpannen 
 
Es kommt immer wieder 
vor, dass es Unterbrüche 
im Telefonnetz oder bei 
der Internetverbindung 
gibt. Letztes Jahr hatten 
Tausende von Kunden 
unter den Unterbrüchen 
der Swisscom wegen ei-
nes Software-Fehlers zu 
leiden. 

Sowohl der Stände- als 
auch der Nationalrat ha-
ben entschieden, dass für 
diese Störungen die An-
bieter nicht zu Schaden-
ersatz-Zahlungen ver-
pflichtet werden und sie 
die Kunden nicht ent-
schädigen müssen. Eine 
Entschuldigung reiche.  
 

 

 

 

 

 

Keine Vererbung 
von Verlustvorträ-
gen aus selbständi-
ger Erwerbstätig-
keit des Erblassers 
 

Das Bundesgericht ent-
schied, dass Verlustvor-
träge aus der selbständi-
gen Erwerbstätigkeit des 
Erblassers nicht vererblich 
sind. Führt der Erbe die 
Selbständigkeit weiter, so 
gehen die Verlustvorträge 
nicht auf den die Erwerbs-
tätigkeit weiterführenden 
Erben über. 

Das Bundesgericht argu-
mentierte, dass die Ver-
lustvorträge nicht am (Per-
sonen-)Unternehmen an-
knüpfen würden, sondern 
grundsätzlich mit der Per-
son des eine solche Tätig-
keit ausübenden Steuer-
pflichtigen verbunden 
seien. 

Entsprechend hänge der 
Verlustvortrag mit dem 
Status des selbständig Er-
werbenden und nicht mit 
dem Unternehmen zusam-
men. (Quelle: BGer 
2C_986/ 2017 vom 
28.06.2018)  
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